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Die Abgeordneten zum NationalratTHALHAMMER und Genossen 
haben am 16. März 1978 unter der Nr. 1749/J an mich eine 
schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend bisherige' 
Erfahrungen mit sogenannten ItVerwaltungsauskunftsstellen" 
gerichtet, welche folgenden Wortlaut hat: . _. __ .. _ .... , 

"1. In welchen fachlichen Bereichen erteilen diese Verwaltungs­
auskunftsstellen Auskünfte? 

2. Erstreckt sich die Tätigkeit der Verwaltungsauskunfts­
stellen im Rahmen des burgenländischen Modellversuches 
lediglich auf den Bereich der mittelbaren Bu.l'ldesverwaltung 9 

. oder erstreckt sie sich auch auf den Bereich der Landes­
verwaltung? 

3. Wurde die Existenz dieser Verwaltungsauskunftsstellen 
der Bevölkerung zweckentsprechend angekündigt? 

4. Wie hoch ist der personelle und finanzielle Bedarf 
solcher Verwaltungsauskunftsstellen gemo den bisherigen 
Erfahrungen? . 

5. Wie wurden die mit der Führung der VeI".lIaltungsauskunfts­
stellen betrauten Beamteri geschult?" . 

. )", 

1763/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 3

www.parlament.gv.at



- 2 -

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten. 

Die Verwaltungsauskunftsstellen erteilen den Ratsuchenden 
in sämtlichen Verwaltungsangelegenheiten Auskunft. Insbesondere 

ist eine AuskunftseX"teilung über Fragen der örtlichen une?­

sachlichen Zuständigkeit, über die Frage, wann und allen-

falls bei welcher Organisationseinheit der zuständigen 
Dienststellen eine Vorsprache möglich ist und welche Unter­

lagen mitzubringen sind, vorgesehen. 

Zu Frage 2 : 

Die Tätigkeit der VerJlaltungsau.skunftsstellen im Rahmen 

des burgenländischen Modellversuches erstreckt sich sowohl 
auf d.en Bereich der (mittelbaren und tmmi ttelbaren ) Bundes­
verwaltung als a.u.ch auf den Bereich der Landesverwaltung. 

Zu .. Fr~e 3 

.... Die Bevölkerung des Burgenlandes \liurde über die Erri.chtung' 

der Verwaltungsauskunftsstellen vor deren Eröffnung am 
13 •. Jänner 1978 im T(lege des llandespressedienstes informiert~ 
Die burgenländischen Zeitungen UBurgenländische Freiheit" 

und "Bu.rgenländische Volkszeitung tt sowie der ORF berichteten 
im Dezember 1977 in Artikeln bzwo in l .. okalsendungen aus­
führlich über die EinriChtung derVerwaltungsauskunfts-
_stellen. 

Darüber hinaus wurde in der Sendung uLandesrundschau" des 
ORF mehrmals auf die Öffnu..YJ.gszei ten der Verwal tungsaus­

kunftsstellen :hingewiesen .. Auch die Amtsblätter einiger 
Bezirkshauptmannschaften des Burgenlandes brachten Informa-· 
tionen über diese neue Serviceeinrichtung. 
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Zu Frarre 4 .:1. 

Zu dieser Frage ist festzustellen, daß sie sich ~lf den 

Bereicil der Landesvollziehung bezieht und daher ledig-lich 
in dem Rahmen beantwortet werden kann g in c.em die erforderlichEm. 
Daten allgemein bekannt geworden sind. Danach dürfte die 
Betreuung der Verwaltungsauskunftsstellen derzeit keinen 
nennenswerten zusätzlichen Personalaufwand verursachen p 

da die Auskunftserteilung in der Regel durch den Bezirkshaupt­
mann bzw. seinen StellvertreteJ':' U.berwieg'end im Rahmender 

normalen Dienstzeit erfolgt. Der finanz,ieIle Aufwand, der 
mit den Verwaltungsauskunftsstellen verbunden ist o dürfte 
sich in engen Grenzen halten p da er lediglich den Aufwand 
für Telefongespräche etc. umfaßt .. 

Zu Frage 5 : 

Die Schulung der mi t der Führ"l,mg der Verwaltungsauskunfts­
stellen betrauten Beamten (das sind die Bezirkshauptmä:rmer 

und in der Regel deren Stell vertreter) erfolgte in. zw'ei 
Serien von je vier Informationsserninaren, die vom Bundes­
kanzleramt-Verfassungsdienst organisi.ert und an der Ver­
waltungsakademie des Bundes abgehalten wurden .. Jedes dieseT 

Informationsseminare dauert zwei bis drei Tage D Im l~ahmen 
dif;ser Seminare wurden Rechtsbereiche, die in die Z.uständig­
keit der Bundesministerien für Bauten und Technik, EUr 
Finanzen p für Inneres, für Justiz 9 für 1a.ndesverteidigung~ 
für Land- und Forstwirtschaft und 

_fallen, behandelt 0 

1763/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 3 von 3

www.parlament.gv.at




